
 
Dringlicher Berichtsantrag  

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Vorwürfe rassistischer Vorfälle am Studienzentrum der Finanzverwaltung und Justiz 
in Rotenburg 
 
 
 
Bei dem Studienzentrum der Finanzverwaltung und Justiz in Rotenburg an der Fulda (SZROF) 
handelt es sich um die zentrale Ausbildungsstelle für Beamtinnen und Beamte in der Finanz- und 
Justizverwaltung des Landes. Sämtliche Studierende am SZROF sind Beamtenanwärter und  
-anwärterinnen. (Angehende) Beamtinnen und Beamte müssen die Gewähr dafür bieten, dass sie 
jederzeit auf dem Boden unserer freiheitlichen demokratischen Grundordnung stehen. 

Auf einer Hochschulparty im „Beatkeller“ des SZROF am 23. Januar 2024 wurden rassistische 
Parolen gegrölt. In der Folge haben sich Studierende an die Schulleitung und Öffentlichkeit ge-
wandt und über die Vorfälle informiert. Der Medienberichterstattung war zu entnehmen, dass 
Studierende auch über die konkreten Vorfälle hinaus über ein rassistisches Klima an der Schule 
berichten. Die Schulleitung zeigt sich von den Entwicklungen überrascht. 

Die Landesregierung wird ersucht, im Haushaltsausschuss (HHA) über folgenden Gegenstand zu 
berichten: 

1. Wann und wie bzw. durch wen erfuhr die Schulleitung des SZROF von den Vorfällen auf 
der Hochschulparty am 23. Januar 2024?  

2. Wann wurde die Landesregierung informiert? 

3. Warum haben die Schulleitung bzw. die Landesregierung weder Parlament noch Öffent-
lichkeit proaktiv informiert, sondern erst, nachdem sich Studierende an die Presse gewandt 
haben? 

4. Wie haben die Schulleitung und die Landesregierung auf den konkreten Vorfall reagiert 
und wann wurden von wem welche Maßnahmen eingeleitet? 

5. Sollten sich die Vorwürfe bestätigen: Welche disziplinarrechtlichen Konsequenzen kom-
men für die Landesregierung in Frage? 

6. Der Medienberichterstattung war zu entnehmen, dass Studierende über die konkreten  
Vorfälle hinaus über ein rassistisches Klima an der Schule berichteten. Sind der Landes- 
regierung solche Vorwürfe bekannt und wenn ja: Wie wird diesen Vorwürfen von Seiten 
der Schulleitung und dem Hessischen Ministerium der Finanzen nachgegangen und welche 
Maßnahmen werden eingeleitet? 

7. Waren vor und über die konkreten Vorfälle vom 23. Januar 2023 hinaus der Schulleitung 
und der Landesregierung weitere rassistische Vorfälle am SZROF bekannt? 

8. Falls ja: Wie wurde mit dieser Information umgegangen? 

9. Welche Vorgaben gibt es hinsichtlich des Umgangs mit Rassismus am SZROF? Können 
sich Studierende mit entsprechenden Hinweisen beispielsweise an eine dafür vorgesehene 
Stelle wenden?  

10. Inwiefern werden Studierende im Rahmen des Curriculums des Studiums am SZROF für 
unsere freiheitliche demokratische Grundordnung und gegen Rassismus sensibilisiert und 
welche konkreten, verbindlichen Studieninhalte gibt es in diesem Zusammenhang?  

 
 
Wiesbaden, 13. Februar 2024 

Die Parlamentarische Geschäftsführerin: 
Miriam Dahlke 
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